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Die politische Machtverschiebung 

in Deutschland 
 

 

Eine neue politische Ära? Was die Wahlen im Osten über 

die Zukunft des deutschen Parteiensystems zeigen 

Einleitung: Warum sich die politische Landschaft in Deutschland verändert 

Noch nie seit der Wiedervereinigung war die politische Landschaft in Deutschland so stark in 

Bewegung wie heute. Besonders in Ostdeutschland zeigen sich Entwicklungen, die das 

bisherige Parteiensystem in seinen Grundfesten verändern. Parteien, die jahrzehntelang große 

Teile der Bevölkerung gebunden haben, verlieren rapide an Vertrauen und Zustimmung. 

Gleichzeitig etablieren sich neue politische Kräfte, die innerhalb kürzester Zeit gewaltige 

Wählergruppen hinter sich vereinen. 
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Doch Wahlergebnisse allein erklären diese tektonische Verschiebung nicht. Hinter jedem 

Kreuz auf dem Wahlzettel stehen Menschen mit ihren ganz persönlichen Erfahrungen, 

Hoffnungen und tiefgreifenden Enttäuschungen. Eine Wahlentscheidung fällt nicht erst in der 

Wahlkabine. Sie baut sich über Monate und Jahre hinweg auf: Bürger beobachten politische 

Entscheidungen sehr genau, vergleichen vollmundige Versprechen mit der realen 

Entwicklung und bewerten hart, ob die Politik ihre Lebensrealität überhaupt noch erreicht. 

Wenn sich über längere Zeit der Eindruck verfestigt, dass politische Ankündigungen und 

tatsächliche Lebenswirklichkeit unvereinbar auseinanderklaffen, erodiert das Vertrauen. 

Dabei geht es längst nicht mehr nur um Kritik an einzelnen Gesetzen oder Parteien. Es geht 

um die existenzielle Frage, ob die Bürger noch das Gefühl haben, dass ihre Sorgen gehört, 

ihre biografischen Erfahrungen respektiert und ihre Interessen in den Zentren der Macht 

verteidigt werden. 

Hinter den Zahlen stehen Lebensgeschichten Politische Analysen stürzen sich meist zuerst 

auf Umfragen, Prozentpunkte und Parteistärken. Diese Zahlen dokumentieren zwar eine 

Entwicklung, sie erklären aber niemals ihre tieferen Ursachen. Um zu begreifen, warum sich 

politische Einstellungen derart radikal verändern, muss man tiefer schürfen. 

Viele Menschen in Ostdeutschland teilen eine einzigartige historische DNA: das Leben in der 

DDR, die Friedliche Revolution, die Wiedervereinigung und den beispiellosen 

wirtschaftlichen wie gesellschaftlichen Komplettumbruch der Nachwendejahre. Diese 

Erfahrungen wirken bis heute nach – nicht nur bei den Zeitzeugen, sondern auch als vererbtes 

Narrativ bei den nachfolgenden Generationen. 

Auf dieses historische Fundament prallen nun gewaltige aktuelle Herausforderungen: die 

spürbare wirtschaftliche Unsicherheit, rasant steigende Lebenshaltungskosten, die 

Transformation der Arbeitswelt, drängende Fragen der Migration und der inneren Sicherheit 

sowie das tief sitzende Gefühl vieler Menschen, politisch und gesellschaftlich übersehen zu 

werden. Keine dieser Entwicklungen erklärt den politischen Wandel für sich allein. Erst 

dieses hochkomplexe Zusammenspiel führt dazu, dass Millionen Menschen ihre bisherigen 

politischen Bindungen endgültig kappen. 

Zwischen Versprechen, Verantwortung und Vertrauen Politik lebt von Erwartungen – 

und leidet oft an der Realität. Parteien und Politiker werben im Wahlkampf um Vertrauen, 

zeichnen Visionen und versprechen schnelle Lösungen. Die politische Praxis ist jedoch 

ungleich härter: Zuständigkeiten, knappe Mehrheiten, rechtliche Vorgaben und internationale 

Verpflichtungen setzen selbst dem besten politischen Willen enge Grenzen. 

Genau deshalb ist schonungslose, ehrliche Kommunikation heute wichtiger denn je. Bürger 

erwarten nicht, dass der Staat jede globale Krise über Nacht löst. Sie erwarten jedoch, dass 

ihre gewählten Vertreter auf Augenhöhe erklären, was machbar ist, wo die Schwierigkeiten 

liegen und welche Schritte tatsächlich umgesetzt werden. Vertrauen entsteht niemals durch 

bloße Versprechen. Es wächst ausschließlich durch nachvollziehbare Entscheidungen und im 

Alltag erlebbare Ergebnisse. 

Demokratie endet nicht am Wahltag Die politische Zukunft eines Landes wird aber nicht 

nur von Regierungen und Parlamenten geschrieben. Eine wehrhafte Demokratie lebt von 

Bürgern, die sie aktiv einfordern und mitgestalten. 
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Die Wahl ist der mächtigste Hebel der demokratischen Beteiligung, doch auch zwischen den 

Wahlgängen gibt es wirksame Instrumente der Einflussnahme: den direkten Dialog mit 

Abgeordneten, das Vorantreiben von Petitionen, das Einfordern von Lösungen bei den 

zuständigen Behörden sowie die kritische Begleitung öffentlicher Debatten. Eine 

funktionierende Demokratie braucht zwingend beides: verantwortungsvolle, 

lösungsorientierte Repräsentanten und wachsame, aktive Bürger. 

Die Kernfrage dieses Dossiers Dieses Dossier begnügt sich daher nicht mit der 

oberflächlichen Frage, wer aktuell gewählt wird. Es geht der entscheidenden Frage nach: 

Warum verändern Menschen ihre politischen Grundüberzeugungen? 

Wir analysieren die historischen Erfahrungen Ostdeutschlands, sezieren die wahren Ursachen 

der wachsenden Unzufriedenheit, beleuchten den rasanten Wandel des Parteiensystems und 

blicken auf die möglichen Zukunftswege der Republik. Die zentrale Leitfrage lautet: Ist die 

politische Verschiebung im Osten nur das Symptom einer vorübergehenden Krisenmüdigkeit 

– oder erleben wir hier den Vorboten einer dauerhaften, tiefgreifenden Neuordnung der 

deutschen Gesellschaft? 

Die Antwort auf diese Frage entscheidet über weit mehr als nur die nächsten Wahlausgänge. 

Sie entscheidet über die Stabilität unseres politischen Systems und die Zukunft des 

gesellschaftlichen Zusammenhalts. 

Inhalt 
Die politische Machtverschiebung in Deutschland .............................................. 1 

Einleitung: Warum sich die politische Landschaft in Deutschland verändert ......... 1 

Eine Wahlentscheidung, die viele Fragen aufwirft ................................................... 4 

Hinter den Zahlen stehen Menschen und Lebensgeschichten ................................... 4 

Eine Entwicklung mit vielen Ursachen ................................................................... 4 

Die Kernfragen dieses Dossiers .............................................................................. 5 

Kapitel 1: Der Osten – Geschichte, Erfahrung und politisches Gedächtnis ............ 5 

Kapitel 2: Warum wächst die Unzufriedenheit? .................................................. 7 

Kapitel 3: Die politische Landschaft im Wandel – warum alte Bindungen 

zerbrechen ........................................................................................................ 9 

Kapitel 4: Die Ursachen hinter der politischen Verschiebung – was steckt wirklich 

dahinter? ........................................................................................................ 12 

Kapitel 5: Die Folgen der politischen Verschiebung – was verändert sich in 

Deutschland? .................................................................................................. 16 

Kapitel 6: Die Zukunft der politischen Landschaft – zwischen Neuordnung und 

Vertrauenskrise .............................................................................................. 18 

Rechtlicher Hinweis ......................................................................................... 21 



 

4 | S e i t e  
 

 

Warum sich Deutschlands politische 

Landschaft verändert – und warum der 

Osten dabei eine Schlüsselrolle spielt 

Eine Wahlentscheidung, die viele Fragen aufwirft 

Noch nie seit der Wiedervereinigung war die politische Landschaft in vielen Regionen 

Ostdeutschlands so stark in Bewegung wie heute. Eine Partei, die vor wenigen Jahren noch 

als politische Randerscheinung galt, erreicht inzwischen große Teile der Wählerschaft. 

Besonders im Osten Deutschlands ist die AfD zu einer prägenden politischen Kraft geworden. 

Doch hinter diesen Wahlergebnissen steckt eine größere Frage: Warum wenden sich so viele 

Menschen von den bisherigen politischen Angeboten ab? 

Die einfache Antwort „wegen eines einzelnen Themas“ greift zu kurz. Politische 

Entscheidungen entstehen selten über Nacht. Sie sind häufig das Ergebnis von Erfahrungen, 

Enttäuschungen und Entwicklungen, die sich über viele Jahre aufgebaut haben. 

Dieses Dossier geht deshalb nicht nur der Frage nach, wer gewählt wird, sondern untersucht 

vor allem, warum viele Menschen Politik heute anders bewerten als noch vor einigen Jahren. 

Hinter den Zahlen stehen Menschen und 

Lebensgeschichten 

Politische Analysen betrachten oft zuerst Zahlen wie Wahlergebnisse, Umfragen oder 

Parteistärken. Diese zeigen zwar eine Entwicklung, erklären aber nicht automatisch ihre 

Ursachen. Um zu verstehen, warum der Osten politisch oft anders reagiert als viele 

westdeutsche Regionen, muss man tiefer schauen. 

Die Menschen dort haben eine besondere historische Erfahrung gemacht: Sie erlebten ein 

anderes politisches System, den Zusammenbruch der DDR, die Wiedervereinigung und einen 

tiefgreifenden gesellschaftlichen Wandel innerhalb weniger Jahre. 

Für viele bedeutete die Wiedervereinigung Freiheit, neue Chancen und persönliche 

Möglichkeiten. Für andere war sie gleichzeitig verbunden mit Unsicherheit, wirtschaftlichen 

Brüchen und dem Gefühl, dass die eigene Lebensleistung zu wenig anerkannt wurde. 

Beide Erfahrungen gehören zur Geschichte Ostdeutschlands. 

Eine Entwicklung mit vielen Ursachen 
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Die heutige politische Stimmung im Osten lässt sich nicht durch einen einzigen Grund 

erklären. Sie entstand aus einem komplexen Zusammenspiel verschiedener Faktoren: 

• Historischen Erfahrungen  

• Wirtschaftlichen Veränderungen  

• Politischen Entscheidungen  

• Gesellschaftlichen Konflikten  

• Dem Verhältnis zwischen Bürgern und Staat  

Auch die etablierten Parteien stehen vor einer entscheidenden Frage: 

Warum erreichen ihre bisherigen Antworten viele Menschen nicht mehr? 

Und warum gelingt es neuen politischen Kräften, genau diese Wählergruppen anzusprechen? 

Die Kernfragen dieses Dossiers 

Wir betrachten in dieser Ausarbeitung daher nicht nur aktuelle Wahlergebnisse, sondern 

verfolgen die Entwicklung dahinter: 

• Wie haben die Erfahrungen der vergangenen Jahrzehnte politische Einstellungen 

geprägt?  

• Warum ist das Vertrauen in manche politischen Institutionen gesunken?  

• Welche Rolle spielen wirtschaftliche Sorgen, gesellschaftliche Veränderungen und 

Identitätsfragen?  

• Welche Verantwortung tragen die etablierten Parteien?  

• Was bedeutet diese Entwicklung für die Zukunft Deutschlands?  

Die zentrale Frage lautet: 

Ist die politische Verschiebung im Osten nur ein kurzfristiger Protest – oder Ausdruck 

einer tiefergehenden Veränderung der deutschen Gesellschaft? 

Die Antwort darauf entscheidet nicht nur über einzelne Wahlen, sondern betrifft die politische 

Zukunft des gesamten Landes. 

Kapitel 1: Der Osten – Geschichte, Erfahrung und politisches Gedächtnis 

1.1 Leben im anderen Deutschland Wer die heutige politische Landschaft Ostdeutschlands 

entschlüsseln will, darf nicht erst bei aktuellen Wahlergebnissen ansetzen. Diese Zahlen 

erzählen nur das Ende der Geschichte. Um zu verstehen, warum viele Menschen im Osten 

politische Entwicklungen anders bewerten als im Westen, muss der Blick weiter zurückgehen. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg entstand mit der DDR ein Staat, der über vier Jahrzehnte ein 

völlig anderes politisches und gesellschaftliches System etablierte. Der Alltag unterschied 

sich grundlegend von dem in der Bundesrepublik – er war geprägt von einem Spannungsfeld 

aus sozialer Sicherheit und staatlicher Kontrolle. Der Staat garantierte durch sein Recht und 

die Pflicht zur Arbeit eine nahezu lückenlose Vollbeschäftigung, feste Strukturen und ein 

https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/126004/kurze-geschichte-der-vollbeschaeftigung-in-deutschland-nach-1945/
https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/126004/kurze-geschichte-der-vollbeschaeftigung-in-deutschland-nach-1945/
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starkes Gemeinschaftsgefühl, was für viele zum stabilen Fundament ihrer persönlichen 

Lebenswelt wurde. Allerdings muss diese umfassende soziale Sicherung in der DDR fachlich 

sauber eingeordnet werden: Soziale Sicherheit und die strenge staatliche Kontrolle existierten 

stets gleichzeitig und bedingten einander untrennbar – politische Anpassung war oft die 

Grundvoraussetzung für berufliche Perspektiven. 

Gleichzeitig war das politische System von Unfreiheit geprägt. Es gab keine freie 

Meinungsäußerung, keine kritische Opposition und keine echten Wahlen, mit denen man 

Entscheidungen hätte korrigieren können. Diese doppelte Erfahrung prägt das politische 

Gedächtnis bis heute: Auf der einen Seite die Erinnerung an Geborgenheit und planbare 

Lebenswege, auf der anderen Seite die Erfahrung von Überwachung und Bevormundung. 

Beide Wahrheiten gehören zur Geschichte der DDR. Wer die heutigen Einstellungen 

verstehen will, muss erkennen, dass diese Zeit extrem individuell erinnert wird – abhängig 

von persönlichen Erlebnissen und der eigenen Position im damaligen System. 

1.2 Die Wende 1989/90 und der Systemwechsel Die Friedliche Revolution von 1989 

veränderte das Leben in Ostdeutschland von einem Tag auf den anderen. Getragen von der 

Hoffnung auf politische Freiheit, demokratische Mitbestimmung und Wohlstand, brachten die 

Menschen ein ganzes System zum Einsturz. Mit der Wiedervereinigung verband sich die 

immense Erwartung, dass sich die Lebensverhältnisse zügig an das Niveau der 

Bundesrepublik angleichen würden. 

Doch auf die Euphorie folgte oft ein harter Aufprall. Der Übergang von der Plan- zur 
Marktwirtschaft führte zu einem tiefgreifenden wirtschaftlichen Umbruch, bei dem alte 
Wirtschafts- und Gesellschaftsstrukturen rasant zusammenbrachen. Die 
Treuhandanstalt übernahm die Aufgabe, das Volkseigentum der DDR zu privatisieren 
oder abzuwickeln. In den Nachwendejahren gingen dadurch zahlreiche Arbeitsplätze 
verloren, und ganze Industrieregionen mussten sich wirtschaftlich neu orientieren. 
Gewachsene soziale Milieus veränderten sich oder verschwanden.Zwar eröffnete die 

neue Zeit für viele nie gekannte Chancen: freie Berufswahl, grenzenloses Reisen und 

politische Mitbestimmung. Für andere jedoch blieb vor allem die Erfahrung eines tiefen, 

schmerzhaften Bruchs. Sie verloren nicht nur ihren Arbeitsplatz, sondern erlebten gefühlt eine 

tiefe Entwertung ihrer bisherigen Lebensgeschichte und Qualifikationen. Die ostdeutsche 

Transformationsforschung beschreibt diese „Entwertung der Lebensleistung“ heute als eine 

zentrale, kollektive Wahrnehmungsebene, die sich tief in das Bewusstsein vieler Menschen 

eingebrannt hat. Diese Gleichzeitigkeit von Befreiung und Verlust erklärt maßgeblich, warum 

die Wendejahre bis heute so emotional und unterschiedlich bewertet werden. 

1.3 Die Generation der Umbrüche Eine Schlüsselrolle in der heutigen politischen 

Landschaft spielt die Generation, die beide Systeme bewusst erlebt hat. Diese Menschen 

haben einen direkten, gelebten Vergleich zweier politischer Ordnungen. Sie kennen die Enge 

einer Diktatur, aber eben auch die immense Härte eines gesellschaftlichen 

Komplettumbruchs, bei dem sich der Staat und alle Spielregeln des Lebens über Nacht 

änderten. 

Wer so etwas erlebt hat, entwickelt eine grundlegend andere Sensibilität für politische 

Versprechen, staatliche Institutionen und Krisen als jemand, der in der ungebrochenen 

Stabilität Westdeutschlands aufgewachsen ist. Doch diese Prägungen enden nicht bei den 

Zeitzeugen. Forschung zur politischen Sozialisation zeigt, dass familiäre Erfahrungen von 

https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/archiv/534553/soziale-sicherung-in-der-ddr/
https://www.bpb.de/kurz-knapp/lexika/lexikon-der-wirtschaft/20877/treuhandanstalt/?utm_source=chatgpt.com
https://ostdeutschland.info/der-osten-als-avantgarde-8-industriekultur-ost-wie-anders-geht-osten/
https://ostdeutschland.info/der-osten-als-avantgarde-8-industriekultur-ost-wie-anders-geht-osten/
https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/archiv/538842/politische-sozialisation-der-staatsnahen-intelligenz-in-der-ddr/
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Umbruch, Anpassungsdruck oder Skepsis gegenüber staatlicher Autorität – oft unbewusst am 

Küchentisch – politische Einstellungen mitprägen und an die nächste Generation 

weitergegeben werden können. Das erklärt mit, warum auch junge Ostdeutsche, die die DDR 

nie selbst erlebt haben, laut qualitativen Studien und aktueller Wahlforschung in Umfragen 

und an der Wahlurne oft andere Prioritäten setzen als Gleichaltrige im Westen. Letztlich geht 

es immer wieder um die Kernfragen des Vertrauens: Fühle ich mich von der Politik vertreten? 

Und reagiert der Staat in meinem Interesse? 

1.4 35 Jahre Wiedervereinigung – Gewinner und Verlierer? Mehr als drei Jahrzehnte nach 

der Wiedervereinigung zeigt sich in Ostdeutschland ein vielschichtiges Bild. Die 

Lebensbedingungen haben sich massiv verbessert, Innenstädte wurden saniert, neue 

Industrien haben sich angesiedelt. 

Dennoch sind die strukturellen Unterschiede zwischen Ost und West noch immer spürbar und 

messbar. Es geht dabei nicht nur um gefühlte Benachteiligung, sondern um harte Fakten: 

Nach Daten der Hans-Böckler-Stiftung und des Statistischen Bundesamtes fallen die 

Durchschnittslöhne in Ostdeutschland teils noch immer spürbar geringer aus als im Westen. 

Auch bei den Renten und insbesondere beim Vermögen klafft eine enorme Lücke: Wie der 

Sozialbericht 2024 in Verbindung mit Daten der Bundesbank belegt, weisen ostdeutsche 

Haushalte mit durchschnittlich rund 150.900 Euro ein deutlich geringeres Nettovermögen auf 

als westdeutsche Haushalte (knapp 360.000 Euro). Hinzu kommt eine ausgedünnte 

Infrastruktur in vielen ländlichen Räumen sowie ein eklatanter Mangel an Repräsentation: Der 

aktuelle Elitenmonitor der Universität Leipzig zeigt, dass der Anteil Ostdeutscher in den 

wirtschaftlichen, wissenschaftlichen und politischen Spitzenpositionen des Landes 

unverändert bei lediglich rund 12,1 Prozent verharrt – weit unter ihrem Bevölkerungsanteil. 

Für einen nicht unerheblichen Teil der Bevölkerung verdichtet sich dies zu dem Gefühl, dass 

die eigene Lebensleistung nach wie vor Bürger zweiter Klasse macht. Solche Erfahrungen 

von Zurücksetzung führen nicht zwangsläufig zu einer bestimmten Wahlentscheidung. Sie 

sind aber der Nährboden, auf dem Skepsis gegenüber etablierten Parteien wächst und neue 

politische Kräfte Vertrauen gewinnen können. 

Die politische Verschiebung im Osten ist also kein spontaner Protest. Sie ist das Resultat einer 

jahrzehntelangen Kette aus messbaren strukturellen Nachteilen, historischen Erfahrungen und 

tiefgreifenden Enttäuschungen. Genau diese Gemengelage aus erlebter Geschichte und realer 

wirtschaftlicher Lücke bildet heute das Fundament für politische Erwartungen und das 

schwindende Vertrauen in etablierte Parteien, was sich unmittelbar in aktuellen 

Wahlentscheidungen niederschlägt. Wer verstehen will, warum sich heute politische 

Mehrheiten verschieben, darf nicht nur auf den Wahlzettel schauen. Er muss die Geschichte 

der Menschen lesen, die ihn ausfüllen. 

Kapitel 2: Warum wächst die Unzufriedenheit? 

2.1 Vertrauen in Politik und Staat Politische tektonische Verschiebungen beginnen selten 

erst am Wahltag. Sie beginnen viel früher: mit einem schleichenden, oft jahrelangen Verlust 

von Vertrauen. Wenn sich das Gefühl verfestigt, dass politische Entscheidungen an der 

eigenen Lebensrealität vorbeigehen und die persönliche Stimme gewichtslos bleibt, kühlt das 

Verhältnis zum Staat merklich ab. 

https://katalog.ulb.hhu.de/Record/990043721400206443?print=1
https://www.boeckler.de/de/pressemitteilungen-2675-weiter-lohngefalle-zwischen-west-und-ost-71794.htm
https://www.ihre-vorsorge.de/soziales/nachrichten/sozialbericht-2024-grosse-unterschiede-bei-vermoegen-zwischen-ost-und-west
https://research.uni-leipzig.de/elitenmonitor/
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Dabei muss für Ostdeutschland eine zentrale Unterscheidung getroffen werden: Die 

Zustimmung zur Demokratie als Staatsform ist nicht gleichzusetzen mit der Zufriedenheit mit 

ihrer praktischen Umsetzung. Der Deutschland-Monitor 2023/2024 belegt genau diese 

Differenz: Die Demokratie als Idee wird auch im Osten von einer sehr großen Mehrheit 

getragen. Gleichzeitig fällt die Bewertung des tatsächlichen politischen Alltagsgeschäfts 

weitaus kritischer aus – die Zufriedenheit mit dem realen Funktionieren der Demokratie lag 

hier zuletzt bei nur etwa 39 Prozent. 

Viele Menschen lehnen also nicht das demokratische System ab. Sie kritisieren vielmehr die 

politische Praxis: Wie Entscheidungen zustande kommen, wie schleppend drängende 

Probleme gelöst werden und ob ihre eigenen, spezifischen Erfahrungen in Berlin überhaupt 

noch Gehör finden. Gerade in ostdeutschen Regionen entscheidet sich die Frage des 

Institutionenvertrauens oft an der Kernfrage der Anerkennung: Wird meine Region politisch 

mitgedacht, oder wird über unsere Köpfe hinweg entschieden? 

2.2 Alltag statt Parteiprogramme Politik wird nicht in den Parlamenten gelebt, sondern am 

Küchentisch, an der Tankstelle und im Supermarkt. Ob eine Regierung Vertrauen gewinnt, 

entscheidet sich für die meisten Bürger nicht an abstrakten Parteiprogrammen, sondern an der 

Frage, ob politische Maßnahmen ihr persönliches Leben verbessern oder erschweren. 

In den vergangenen Jahren sind es vor allem die ungelösten Alltagsthemen, die als Treiber der 

Unzufriedenheit wirken: steigende Lebenshaltungskosten, hohe Energiepreise, knapper 

Wohnraum, eine teils ausgedünnte Gesundheitsversorgung auf dem Land sowie Sorgen um 

Rente und innere Sicherheit. Für Menschen, die jeden Monat mit steigenden finanziellen 

Belastungen kämpfen, wirken politische Grundsatzdebatten aus der Hauptstadt oft wie 

Luxusprobleme. 

Hier prallen objektive Notwendigkeiten und subjektive Wahrnehmung hart aufeinander. Was 

von der Politik als alternativloser, notwendiger Wandel kommuniziert wird (etwa in der 

Energiepolitik), wird von Betroffenen oft als existenzielle Bedrohung und finanzielle 

Überforderung erlebt. Genau an dieser Bruchlinie – wenn die Politik von „Fortschritt“ spricht, 

der Bürger aber „Verlust“ spürt – entsteht tiefe politische Entfremdung. 

2.3 Wirtschaftlicher Wandel und Zukunftsängste Wirtschaftliche Sicherheit gehört zu den 

entscheidenden Faktoren für gesellschaftliches Vertrauen. Im Osten wirken die massiven 

Deindustrialisierung-Erfahrungen der Nachwendezeit bis heute nach. Wer schon einmal 

miterlebt hat, wie ganze Industriezweige verschwanden, reagiert auf heutige 

Transformationsprozesse ungleich sensibler. 

Und der Veränderungsdruck ist enorm: Der Strukturwandel in der Industrie, die 

Digitalisierung und der Umbau zur Klimaneutralität fordern Unternehmen und Arbeitnehmer 

stark. Hinzu kommen demografische Herausforderungen, die ländliche Regionen besonders 

hart treffen. Wenn junge Menschen abwandern, der Fachkräftemangel die Wirtschaft bremst 

und der letzte Bus im Dorf gestrichen wird, geht es nicht mehr nur um Wirtschaftspolitik. Es 

geht um die existenzielle Frage: Hat meine Region noch eine Zukunft? Auch wenn 

wirtschaftliche Sorgen nicht mechanisch zu einem bestimmten Wahlverhalten führen – sie 

bilden den Resonanzraum, in dem einfache politische Heilsversprechen besonders gut 

verfangen. 

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/deutschland-monitor-2025-2408058?utm_source=chatgpt.com
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2.4 Gefühl der politischen Nichtbeachtung Neben den harten ökonomischen Fakten wirkt 

ein weicher, aber mindestens ebenso mächtiger Faktor: Das Gefühl, in den Zentren der Macht 

unsichtbar zu sein. Dieses Gefühl einer „Repräsentationslücke“ speist sich unter anderem aus 

der Tatsache, dass Ostdeutsche in den gesellschaftlichen, medialen und politischen 

Führungsetagen des Landes bis heute stark unterrepräsentiert sind. 

Hinzu kommt eine enorme Diskrepanz in der politischen Kommunikation. Die Sprache und 

Tonalität politischer Debatten, die stark von westdeutsch-städtischen Milieus geprägt ist, wird 

in vielen ostdeutschen Regionen oft als belehrend oder moralisierend empfunden. Wenn 

Bürger den Eindruck gewinnen, dass ihre abweichenden Perspektiven nicht als legitimer Teil 

des Diskurses verstanden, sondern von oben herab bewertet werden, schlägt Enttäuschung 

schnell in Trotz um. Auch hier ist die Trennschärfe der Analyse wichtig: Das Gefühl der 

Nichtbeachtung ist zunächst eine Wahrnehmung. Doch politisch wird diese Wahrnehmung zu 

einer harten Realität, sobald sich Wähler aus Frust von den etablierten Parteien abwenden. 

2.5 Migration und gesellschaftliche Konflikte Kein Thema wirkt aktuell so stark als 

Katalysator für politische Unzufriedenheit wie die Migrationspolitik. Auch hier ist es 

entscheidend, Fakten, Belastungen und Wahrnehmungen sauber zu trennen. 

Einerseits existieren messbare, reale Herausforderungen: Wie unter anderem der Deutsche 

Städte- und Gemeindebund (DStGB) wiederholt deutlich gemacht hat, stoßen viele 

Kommunen bei der Unterbringung, der Integration in Schulen und Kitas sowie der 

Finanzierung an ihre absoluten Belastungsgrenzen. Andererseits mischen sich in die Debatte 

tiefgreifende gesellschaftliche Sorgen um den sozialen Zusammenhalt, kulturelle Identität und 

Fragen der inneren Sicherheit. Während ein Teil der Politik und Gesellschaft Migration 

primär als demografische Chance und humanitäre Verpflichtung betrachtet, erlebt ein anderer 

Teil sie als akuten Kontrollverlust des Staates. 

Wenn der Staat bei der Bewältigung dieser komplexen Aufgabe handlungsunfähig oder 

überfordert wirkt, erodiert das Vertrauen in seine Kernkompetenz – den Schutz und die 

Organisation des Gemeinwesens. 

Fazit: Die Folgen für die politische Landschaft Die wachsende Unzufriedenheit ist somit 

nicht monokausal. Sie ist das explosive Gemisch aus historischen Verlustängsten, akuten 

wirtschaftlichen Belastungen im Alltag, einer als elitär empfundenen politischen 

Kommunikation und realen Stresstests wie der Migration. 

Die direkten Auswirkungen dieser Entwicklung sind heute an den Wahlurnen sichtbar. Die 

Bindung an Volksparteien schwindet rasant. Das Parteiensystem zersplittert, alte 

Gewissheiten lösen sich auf und die Bildung stabiler Regierungsmehrheiten wird zunehmend 

schwieriger. Die entscheidende Zukunftsfrage für die Demokratie lautet daher nicht nur, wie 

man Protestwähler zurückgewinnt, sondern wie der Staat beweisen kann, dass er die 

alltägliche Lebensrealität seiner Bürger noch versteht – und vor allem spürbar verbessert. 

Kapitel 3: Die politische Landschaft im Wandel – warum alte Bindungen 

zerbrechen 

3.1 Nach der Wiedervereinigung: Warum im Osten andere politische Bindungen 

entstanden 

https://www.dstgb.de/
https://www.dstgb.de/
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Wer verstehen will, warum sich die politische Landschaft Ostdeutschlands heute so rasant 

verändert, muss sich ansehen, wie politische Bindungen nach 1990 überhaupt entstanden sind. 

In Westdeutschland konnten sich die großen Volksparteien über Jahrzehnte in festen 

gesellschaftlichen Milieus verankern. Ob das katholisch-konservative Umfeld der CDU oder 

das gewerkschaftlich geprägte Arbeitermilieu der SPD – diese Parteien verfügten über 

gewachsene Strukturen und Stammwähler, die ihre politische Heimat oft über Generationen 

hinweg beibehielten. 

Im Osten Deutschlands war die Ausgangslage eine völlig andere. Nach dem Ende der DDR 

brach nicht nur ein politisches System zusammen, sondern auch die bisherigen 

gesellschaftlichen Netzwerke veränderten sich innerhalb kürzester Zeit. Parteien mussten 

Vertrauen nicht über Generationen aufbauen, sondern innerhalb weniger Jahre neue Wähler 

erreichen. Viele Menschen orientierten sich in den 1990er-Jahren zunächst an jenen Parteien, 

die für die Wiedervereinigung, den wirtschaftlichen Aufbruch und neue Chancen standen. 

Doch diese Bindungen waren nie so tief verwurzelt wie die traditionellen Milieus im Westen. 

Ein konkretes Beispiel verdeutlicht dies: Während im westdeutschen Ruhrgebiet über 

Jahrzehnte die enge Verbindung von Bergbau, Gewerkschaft und SPD eine unverrückbare 

Identität schuf, wurde im Osten durch die massenhafte Abwicklung von Betrieben nach 1990 

genau dieses soziale Fundament zerschlagen. Wo der Betrieb als gesellschaftliches Zentrum 

verschwand, konnte sich auch keine vergleichbare dauerhafte Parteibindung etablieren. 

Die Folge ist bis heute messbar: Ostdeutsche Wähler sind politisch deutlich beweglicher. Sie 

wechseln an der Wahlurne häufiger die Partei, wenn sie den Eindruck haben, dass ihre 

Erwartungen nicht erfüllt werden. Diese historisch bedingte, höhere Wechselbereitschaft ist 

der Schlüssel, um die heutigen politischen Verschiebungen zu verstehen. Denn wo das 

Fundament fester Bindungen fehlt, können neue politische Angebote viel schneller Wurzeln 

schlagen. 

3.2 Der Aufstieg der AfD: Warum findet sie besonders im Osten Zustimmung? 

Die Entwicklung der AfD ist die prägendste Veränderung der deutschen Parteienlandschaft im 

vergangenen Jahrzehnt. Bei ihrer Gründung im Jahr 2013 trat die Partei zunächst vor allem 

mit wirtschafts- und europapolitischen Themen auf. In den darauffolgenden Jahren vollzog sie 

jedoch einen massiven programmatischen Wandel. Themen wie Migration, innere Sicherheit, 

nationale Identität und eine fundamentale Kritik am Verhältnis zwischen Bürgern und 

staatlichen Institutionen rückten ins Zentrum.  

Besonders in Ostdeutschland trifft dieses Profil auf enorme Resonanz. Die Gründe dafür sind 

vielschichtig und lassen sich längst nicht mehr auf das Etikett „Protestwahl“ reduzieren. 

Wahlen sind selten nur eine spontane Reaktion auf ein einzelnes Ereignis. Dahinter steht eine 

Gemengelage aus persönlichen Transformationserfahrungen, wirtschaftlichen Sorgen und 

einem tief sitzenden Misstrauen gegenüber etablierten Institutionen. Die AfD erzielt vor allem 

in Ostdeutschland hohe Wahlergebnisse. Die AfD trifft im Osten auf eine politische 

Landschaft, in der viele Menschen bereits seit Jahren eine große Distanz zu den 

Regierungsparteien in Berlin entwickelt haben. Sie positioniert sich hier erfolgreich als 

Stimme derjenigen, die sich vom politischen System marginalisiert fühlen.  

3.3 Die etablierten Parteien und der Verlust von Vertrauen 

https://www.bpb.de/themen/deutsche-einheit/lange-wege-der-deutschen-einheit/501213/parteibindung-parteiidentifikation/?utm_source=chatgpt.com
https://www.bpb.de/themen/deutsche-einheit/lange-wege-der-deutschen-einheit/501213/parteibindung-parteiidentifikation/?utm_source=chatgpt.com
https://www.bpb.de/themen/parteien/parteien-in-deutschland/afd/273130/etappen-der-parteigeschichte-der-afd/?utm_source=chatgpt.com
https://www.bpb.de/themen/parteien/parteien-in-deutschland/afd/211108/kompakter-ueberblick-die-afd/
https://www.bpb.de/themen/parteien/parteien-in-deutschland/afd/211108/kompakter-ueberblick-die-afd/
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Der Aufstieg neuer politischer Kräfte ist der direkte Spiegel der Schwäche der etablierten 

Parteien. CDU, SPD, Grüne, Linke und FDP stehen trotz ihrer völlig unterschiedlichen 

Konzepte im Osten vor derselben existenziellen Frage: Warum erreichen ihre bisherigen 

Antworten weite Teile der Bevölkerung nicht mehr? 

Für viele Bürger geht es dabei gar nicht um fehlende Parteiprogramme, sondern um das 

Gefühl, dass ihre realen Prioritäten – wie wirtschaftliche Sicherheit, bezahlbare Energie, 

Steuerung der Migration und regionale Entwicklung – im politischen Handeln nicht 

ausreichend abgebildet werden. An dieser Stelle entsteht eine gefährliche Lücke zwischen der 

Absicht der Politik und der Wahrnehmung der Bürger: Eine Regierungspartei mag eine 

Entscheidung als notwendigen Fortschritt begründen; ein Bürger vor Ort erlebt dieselbe 

Entscheidung jedoch als übergriffige finanzielle Belastung. 

Ein konkretes Beispiel hierfür ist die intensiv geführte Debatte um die Wärmewende und das 

Gebäudeenergiegesetz. Während die Bundespolitik diese Maßnahmen als alternativlosen 

Baustein zum globalen Klimaschutz kommunizierte, erlebten viele Hausbesitzer im 

ostdeutschen ländlichen Raum – die statistisch über geringere finanzielle Rücklagen verfügen 

und oft in unaufwendig sanierten Altbauten leben – die Vorgaben als existenzielle Bedrohung 

ihres hart erarbeiteten Eigentums. Genau diese abweichende Bewertung politischer 

Entscheidungen ist der Kern des massiven Vertrauensverlusts, der ehemaligen Volksparteien 

heute ihre Wählerbasis kostet. 

3.4 Politische Kommunikation: Wenn Bürger sich nicht angesprochen fühlen Politik 

besteht nicht nur aus Gesetzen, sie besteht auch aus Kommunikation. Wie Politik erklärt und 

verhandelt wird, beeinflusst maßgeblich, wie Menschen sie annehmen. Ein Großteil der 

heutigen Entfremdung speist sich aus der Art und Weise, wie politische Debatten geführt 

werden. 

Wenn Menschen den Eindruck gewinnen, ihre Sorgen würden nicht fachlich diskutiert, 

sondern moralisch abgewertet, entsteht eine unüberwindbare Distanz. Gerade in Zeiten 

komplexer, globaler Krisen reicht es nicht aus, Entscheidungen nur technokratisch zu 

verkünden. Fehlt die empathische Übersetzung – das Erklären, warum eine Maßnahme 

getroffen wird und wie sie die Lebensrealität vor Ort schützt –, entsteht eine 

Kommunikationslücke. 

Ein konkretes Beispiel zeigt sich in der Klimaschutz- und Mobilitätsdebatte: Wenn aus einer 

großstädtischen Perspektive der Verzicht auf das Auto als moderner Fortschritt gefeiert wird, 

wirkt das auf Pendler in den ländlichen Räumen Sachsens oder Mecklenburg-Vorpommerns, 

wo der öffentliche Nahverkehr stark ausgedünnt wurde und das Auto für den Arbeitsweg 

zwingend notwendig ist, wie eine arrogante Abwertung ihrer Lebensrealität. Diese Lücke 

füllen populistische Kräfte nahtlos, indem sie hochkomplexe Probleme auf einfache, 

hochemotionale Botschaften reduzieren. 

3.5 Protest oder politische Heimat? Eine der drängendsten Fragen der aktuellen 

Wahlforschung lautet: Wählen Menschen diese neuen Parteien nur aus Unzufriedenheit – oder 

entsteht hier eine dauerhafte politische Bindung? Die aktuellen Daten der 

Einstellungsforschung zeigen einen klaren Trend. 

https://www.gesetze-im-internet.de/geg/?utm_source=chatgpt.com
https://www.gesetze-im-internet.de/geg/?utm_source=chatgpt.com
https://www.bpb.de/themen/parteien/parteien-in-deutschland/afd/273131/wahlergebnisse-und-waehlerschaft-der-afd/
https://www.bpb.de/themen/parteien/parteien-in-deutschland/afd/273131/wahlergebnisse-und-waehlerschaft-der-afd/
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Während in den Anfangsjahren noch der Denkzettel-Charakter dominierte, wächst heute die 

Zahl derer, die angeben, die AfD aus inhaltlicher Überzeugung zu wählen. Es entsteht eine 

stärkere Identifikation mit der politischen Richtung und der Rhetorik der Partei. Das bedeutet 

für die Demokratie: Eine Partei, die als Katalysator für Unzufriedenheit begann, ist dabei, im 

Osten eine eigene, verfestigte Stammwählerschaft aufzubauen. Wenn aus temporärem Protest 

eine dauerhafte politische Heimat wird, ist das kein Ausrutscher mehr – es verändert die 

Statik des gesamten Parteiensystems. 

3.6 Die Wahlkämpfer vor Ort: Personen, Kandidaten und Wirkung Dieser Wandel wird 

auch dadurch begünstigt, dass Parteizugehörigkeiten im Osten oft hinter Personen 

zurücktreten. Weil die traditionelle Parteibindung fehlt, spielen regionale Spitzenkandidaten, 

Landräte und Bürgermeister eine überproportionale Rolle. 

Menschen wählen im Osten häufiger Köpfe, denen sie zutrauen, die regionalen Interessen 

notfalls auch gegen die eigene Bundespartei in Berlin zu verteidigen. Ein konkretes Beispiel 

hierfür sind Kommunal- und Landtagswahlen, bei denen häufig jene Kandidaten gewinnen, 

die sich pragmatisch für den Erhalt des örtlichen Krankenhauses oder der 

Industrieunternehmen einsetzen – selbst wenn sie sich dafür öffentlich gegen die eigene 

Parteispitze stellen müssen. Kandidaten, die Stallgeruch beweisen, die Sprache der Region 

sprechen und eine solche „Kümmerer“-Mentalität ausstrahlen, können die Schwäche ihrer 

Bundesparteien oft abfedern. Umgekehrt gilt: Wirkt politisches Personal zu sehr als reiner 

Vertreter der Bundespolitik, wird es vor Ort schnell abgestraft. 

3.7 Was bedeutet der politische Wandel für Deutschland? Die politische Neuordnung 

Ostdeutschlands ist kein rein ostdeutsches Phänomen; sie ist ein Beben, das die gesamte 

Bundesrepublik erfasst. Wenn traditionelle Volksparteien dauerhaft schrumpfen und neue 

Kräfte sich etablieren, verändert sich die politische Mechanik: Zweierbündnisse gehören 

vielerorts der Vergangenheit an, Regierungsbildungen erfordern zunehmend komplizierte, 

ideologisch überdehnte Koalitionen. 

Das birgt ein Risiko: Solche breiten Bündnisse wirken oft schwerfällig und 

kompromissgetrieben, was den Vorwurf der Wähler, „die da oben machen ohnehin alle das 

Gleiche“, weiter befeuern kann. Der Osten ist damit kein regionaler Sonderfall, sondern das 

Labor einer Entwicklung, die das Land noch lange prägen wird. Die entscheidende Frage für 

die kommenden Jahre lautet daher nicht, wie man bestimmte Parteien ausgrenzt, sondern ob 

es den etablierten Kräften gelingt, das Vertrauen in die Handlungsfähigkeit des Staates und 

die Lösungskompetenz der Politik zurückzugewinnen. 

Kapitel 4: Die Ursachen hinter der politischen Verschiebung – was steckt 

wirklich dahinter? 

4.1 Zwischen Freiheit und Sicherheit – warum Veränderung nicht für jeden dasselbe 

bedeutet Deutschland verändert sich. Wirtschaft, Energieversorgung, Digitalisierung, 

Migration, Arbeitswelt und soziale Sicherung stehen gleichzeitig unter enormem Druck. Doch 

Menschen reagieren auf solche Transformationen höchst unterschiedlich: Der eine sieht darin 

eine Chance, der andere zunächst ein existenzielles Risiko. Gerade für Ostdeutschland ist 

diese Differenzierung entscheidend, denn große Teile der Bevölkerung haben einen 

tiefgreifenden gesellschaftlichen Komplettumbruch bereits einmal erlebt. 
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Der Deutschland-Monitor 2025 räumt in diesem Kontext mit einer bequemen Erklärung auf: 

Die Menschen im Osten sind keineswegs grundsätzlich veränderungsfeindlicher als im 

Westen. Bundesweit betrachtet sehen 23 Prozent gesellschaftlichen Wandel überwiegend als 

Chance, 52 Prozent reagieren ambivalent und 26 Prozent verbinden ihn eher mit Risiken. Die 

wahren Bruchlinien werden erst bei genauem Hinsehen sichtbar: In strukturschwachen 

ostdeutschen Regionen ist die Veränderungsskepsis überdurchschnittlich ausgeprägt. 

Gleichzeitig sind genau dort die Demokratiezufriedenheit, das Institutionenvertrauen und das 

Gefühl, selbst politischen Einfluss zu besitzen, am niedrigsten. 

Das ist ein zentraler Befund. Nicht „der Osten“ an sich reagiert skeptisch. Entscheidend sind 

die konkreten Lebensbedingungen, die Zukunftsaussichten und die biografische Erfahrung, ob 

Veränderung in der Vergangenheit eher Sicherheit geschaffen oder Sicherheit genommen hat. 

Wer nach 1990 hautnah miterlebt hat, wie Arbeitsplatz, Betrieb, berufliche Qualifikation und 

die vertraute Umgebung innerhalb weniger Jahre entwertet wurden oder verschwanden, hört 

das Wort „Transformation“ fundamental anders als jemand, dessen Lebensweg von solchen 

Zäsuren weitgehend verschont blieb. 

Diese historischen Brüche diktieren zwar nicht automatisch die heutige Wahlentscheidung. 

Sie bilden aber den Resonanzraum, in dem neue politische Vorhaben bewertet werden. 

Menschen fragen nicht nur, ob eine Reform abstrakt und langfristig sinnvoll sein könnte. Sie 

fragen zuerst, was diese Reform morgen mit ihrem Arbeitsplatz, ihrem Haus, ihrem 

Einkommen und ihrer Familie macht. Veränderung wird leichter akzeptiert, wenn sie nicht 

wie ein Sprung ins Ungewisse wirkt. 

4.2 Wirtschaftliche Sicherheit – wenn politische Freiheit allein nicht reicht Politische 

Freiheit ist ein unschätzbares Gut. Aber Freiheit wird im Alltag auch daran gemessen, welche 

tatsächlichen Handlungsspielräume ein Mensch besitzt. Wer über ein solides Einkommen, 

Rücklagen und Eigentum verfügt, kann Krisen leichter abfedern. Eine kaputte Heizung, ein 

notwendiges neues Auto oder einige Monate ohne Arbeit sind unangenehm, bedrohen aber 

nicht sofort die Existenz. Wer dagegen jeden Monat spitz rechnen muss, erlebt exakt 

dieselben Veränderungen als hochgradig bedrohlich. 

Auch 35 Jahre nach der Wiedervereinigung klaffen hier messbare Lücken. Nach Daten des 

Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) verdienten sozialversicherungspflichtig 

Vollzeitbeschäftigte im Osten 2024 im Mittel noch immer 14 Prozent weniger als im Westen 

(3.539 Euro vs. 4.117 Euro brutto). Die Lücke hat sich seit 2012 zwar verkleinert – 

geschlossen ist sie nicht. 

Noch gravierender fällt die Unwucht beim Vermögen aus: Die Deutsche Bundesbank beziffert 

das durchschnittliche Nettovermögen ostdeutscher Haushalte für das Jahr 2023 auf rund 

170.100 Euro, während es im Westen bei rund 364.900 Euro liegt. Blickt man auf den Median 

(die exakte Mitte der Gesellschaft), stehen 35.900 Euro im Osten stolzen 143.200 Euro im 

Westen gegenüber. Auch Wohneigentum ist ungleich verteilt (29 Prozent Eigentümerquote im 

Osten gegenüber 45 Prozent im Westen). 

Solche Strukturdaten erklären nicht per se, wo jemand sein Kreuz auf dem Wahlzettel macht. 

Sie erklären aber präzise, warum dieselbe politische Belastung – etwa steigende Energiepreise 

– Menschen völlig unterschiedlich hart trifft. Wer in einer Region lebt, in der gut bezahlte 

Alternativarbeitsplätze rar sind, bewertet den drohenden Verlust eines Industriearbeitsplatzes 

https://www.google.com/search?q=https://www.deutschland-monitor-studie.de/
https://iab.de/
https://www.bundesbank.de/
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dramatischer als jemand in einer prosperierenden Metropole. Soziale Sicherheit wird hier zur 

harten politischen Währung. 

4.3 Anerkennung und Zugehörigkeit – wenn Geld allein die Geschichte nicht erklärt 

Doch selbst eine magische, sofortige Angleichung aller Einkommen würde den Frust im 

Osten nicht automatisch auflösen. Neben der finanziellen existiert eine zweite, ebenso 

mächtige Währung: Anerkennung. 

Wer sich als gleichwertiger Teil einer Gesellschaft begreift, möchte seine Perspektiven und 

biografischen Erfahrungen in den Führungsetagen des Landes repräsentiert sehen. Genau hier 

klafft eine eklatante Lücke. Der Elitenmonitor der Universität Leipzig zeigt, dass Ende 2024 

nur 12,1 Prozent der rund 3.000 untersuchten gesellschaftlichen Spitzenpositionen mit 

Ostdeutschen besetzt waren – bei einem Bevölkerungsanteil von knapp 20 Prozent. Besonders 

in der Wirtschaft, der Justiz, dem Militär und den Medien bleibt die Repräsentation marginal. 

Es geht dabei nicht um den Vorwurf, ein westdeutscher Richter oder Behördenleiter würde 

bewusst gegen ostdeutsche Interessen handeln. Es geht um die psychologische Wirkung: Wer 

über Jahrzehnte erlebt, dass die eigene Biografie in den Schalthebeln der Macht kaum 

vorkommt, entwickelt unweigerlich das Gefühl, dass die eigene Perspektive gesellschaftlich 

zweitrangig ist. 

Hinzu kommt, dass Identität nicht einfach durch politische Dekrete verschwindet. Der 

aktuelle Bericht des Ostbeauftragten belegt, dass sich junge Ostdeutsche der Millennial-

Generation wesentlich häufiger ausdrücklich als „ostdeutsch“ identifizieren, während diese 

Himmelsrichtung für westdeutsche Gleichaltrige identitär kaum eine Rolle spielt. 35 Jahre 

Einheit haben eine gemeinsame Staatsbürgerschaft geschaffen, aber die unterschiedlichen 

Erfahrungswelten nicht ausradiert. Politisch explosiv wird das genau dann, wenn Menschen 

den Eindruck gewinnen, ihre Geschichte diene nur noch für Sonntagsreden, werde bei echten 

Richtungsentscheidungen aber ignoriert. 

4.4 Der Staat zwischen Anspruch und Wirklichkeit – Vertrauen entsteht vor der eigenen 

Haustür Ein Staat wird von seinen Bürgern nicht primär danach beurteilt, welche Gesetze im 

Parlament verabschiedet werden. Sie erleben den Staat viel unmittelbarer im Alltag: Wenn der 

Facharzt fehlt. Wenn der Schulunterricht ausfällt. Wenn der Bauantrag monatelang festhängt. 

Wenn der letzte Bus im Dorf gestrichen wird oder die örtliche Polizeiwache abends schließt. 

Genau deshalb ist die spürbare staatliche Handlungsfähigkeit vor Ort das Rückgrat der 

Demokratie. Der Deutschland-Monitor 2025 belegt eindrucksvoll: Wo die öffentliche 

Daseinsvorsorge bröckelt, erodiert auch das Vertrauen in die Institutionen. Wenn ein Bürger 

in der Zeitung liest, sein Bundesland entwickle sich wirtschaftlich prächtig, er aber 

gleichzeitig 40 Kilometer zum nächsten Kinderarzt fahren muss, entsteht ein tiefer Riss 

zwischen politischer Erzählung und erlebter Realität. Der Staat mag auf dem Papier 

leistungsfähig sein – entscheidend für das demokratische Grundvertrauen ist jedoch 

ausschließlich, ob der Bürger diese Leistungsfähigkeit an seiner eigenen Haustür auch spürt. 

4.5 Medien und öffentliche Debatte – wer erkennt sich im Bild vom Osten wieder? Das 

Bild einer Region wird nicht nur durch ihre Wirtschaftsleistung geprägt, sondern durch die 

Narrative, die über sie verbreitet werden. Über Ostdeutschland wird medial intensiv 

gesprochen: über Rechtsextremismus, Abwanderung und politische Wut. Diese Probleme sind 

https://research.uni-leipzig.de/elitenmonitor/
https://www.ostbeauftragter.de/
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hochreal und bedürfen der Aufklärung. Problematisch wird jedoch die Schlagseite des 

Gesamtbildes. 

Eine großangelegte Medienanalyse der Universität Leipzig wertete über 311 Millionen 

Presseartikel aus 34 Jahren aus. Das Ergebnis: Negative Zuschreibungen – Begriffe rund um 

Machtlosigkeit, Benachteiligung und Extremismus – dominieren die Berichterstattung über 

den Osten überproportional. Das bedeutet nicht, dass Journalisten den Osten absichtlich 

diffamieren. Es erklärt aber, warum sich viele Ostdeutsche im öffentlichen Spiegelbild ihrer 

Heimat nicht wiedererkennen. Wer seine Region im Alltag als solidarisch, innovativ und 

lebenswert erfährt, aber abends in den Nachrichten fast ausschließlich vom 

„Dunkeldeutschland“ hört, empfindet eine tiefe kognitive Dissonanz. 

Wenn zudem das Gefühl wächst, dass bestimmte migrations- oder wirtschaftspolitische 

Sorgen im öffentlichen Diskurs sofort moralisch abgewertet werden, entsteht ein Vakuum. 

Genau in diesen Resonanzraum stoßen populistische Akteure, die sich als einzige Verbündete 

gegen einen vermeintlich ignoranten politisch-medialen Mainstream inszenieren. 

4.6 Die Generationenfrage – warum die DDR endet, ihre Geschichte aber nicht Mit 

jedem Jahr sinkt die Zahl der Zeitzeugen, die die DDR bewusst erlebt haben. Man könnte 

annehmen, dass sich die politischen Unterschiede zwischen Ost und West damit biologisch 

von selbst erledigen. Doch die Realität ist komplexer. 

Die Bundeszentrale für politische Bildung (bpb) weist darauf hin, dass sich politische 

Erfahrungshorizonte überlagern. Während die ältere Generation unmittelbare Diktatur- und 

Wendeerfahrungen mitbringt, wächst die jüngere Generation zwar im vereinten Deutschland 

auf, erbt aber die familiären Narrative am Küchentisch. Junge Ostdeutsche sind pro-

europäisch und demokratisch engagiert – doch sie stellen verschärft die Frage nach 

struktureller Gerechtigkeit. 

Der Konflikt wandelt sich: Sagte die Elterngeneration noch: „Ich habe den harten Umbruch 

selbst erlitten“, sagt die junge Generation heute: „Ich sehe, dass dieser Umbruch meine 

Region bis heute benachteiligt – und ich akzeptiere das nicht mehr.“ Die Vergangenheit 

verschwindet also nicht; sie übersetzt sich in ein neues, sehr viel selbstbewussteres politisches 

Forderungsprofil. 

4.7 Ursache oder Symptom? Die Zwischenbilanz Die politische Verschiebung im Osten hat 

keine monokausale Erklärung. Sie lässt sich weder bequem auf eine reine „DDR-

Sozialisation“ schieben, noch isoliert mit der aktuellen Migrations- oder Energiepolitik 

erklären. Es ist die toxische Überlagerung all dieser Faktoren. 

Historische Verlusterfahrungen treffen auf reale Vermögensunterschiede. Zukunftsängste in 

der Transformation treffen auf den gefühlten Verlust staatlicher Kontrolle vor Ort. Und eine 

eklatante Unterrepräsentation in den Eliten trifft auf eine öffentliche Kommunikationskultur, 

in der sich viele schlichtweg nicht ernst genommen fühlen. 

Das macht deutlich, warum es analytisch blind ist, aktuelle Wahlerfolge radikaler Parteien als 

reinen „Protest“ abzutun. Das Kreuz auf dem Wahlzettel ist nur das sichtbare Symptom. 

Darunter brodelt ein Fundament aus realen strukturellen Schieflagen und ungelösten 

Anerkennungskonflikten, die sich über Jahrzehnte aufgestaut haben. Die Zukunftsfrage für 

https://www.uni-leipzig.de/
https://www.bpb.de/
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die demokratische Mitte lautet daher nicht, wer am lautesten vor den Symptomen warnt – 

sondern wer endlich glaubhaft beweisen kann, dass er an die Ursachen herangeht. 

Kapitel 5: Die Folgen der politischen Verschiebung – was verändert sich in 

Deutschland? 

5.1 Das Ende der alten Volksparteien? Die politische Landschaft Deutschlands verändert 

sich in ihrem Fundament. Was jahrzehntelang das stabile Gravitationszentrum der Republik 

bildete – die Dominanz der großen Volksparteien –, verliert rapide an Bindungskraft. 

CDU/CSU und SPD prägten über Jahrzehnte das politische System, gestützt auf feste 

gesellschaftliche Milieus, gewachsene Organisationen und Millionen treuer Stammwähler. 

Doch diese automatische Loyalität erodiert. Besonders im Osten Deutschlands, wo diese 

klassische Parteiverankerung nach 1990 ohnehin nie flächendeckend wachsen konnte, zeigt 

sich die Konsequenz heute in voller Härte: Wähler wechseln weitaus häufiger zwischen den 

Parteien, und völlig neue politische Angebote können aus dem Stand zweistellige Ergebnisse 

erzielen. Der Wandel zeigt sich jedoch nicht nur an den Prozentzahlen der Wahlabende. Die 

Bundeszentrale für politische Bildung (bpb) weist seit Jahren darauf hin, dass sich die 

gefühlte Distanz zwischen Bürgern und den etablierten Parteien systematisch vergrößert hat. 

Damit verändert sich die gesamte politische Logik: Früher wählten Menschen Parteien aus 

einer lebenslangen Milieubindung heraus. Heute entscheiden sie oft situativ, orientiert an 

aktuellen Konflikten und der harten Frage, wer ihre persönliche Lebensrealität und 

wirtschaftliche Sicherheit am glaubhaftesten verteidigt. Das bedeutet keineswegs, dass 

politische Überzeugungen oberflächlicher geworden sind. Im Gegenteil: Die Wähler stellen 

radikalere Fragen nach Repräsentation und Schutz. Für die etablierten Parteien bedeutet das 

ein extrem unkomfortables Umfeld. Sie müssen nicht nur gegen neue Konkurrenten kämpfen, 

sondern gegen einen tief sitzenden, strukturellen Vertrauensverlust. 

5.2 Die AfD als neue politische Kraft im Osten Die sichtbarste Konsequenz dieser 

tektonischen Verschiebung ist der Aufstieg der AfD. Innerhalb eines knappen Jahrzehnts hat 

sich die Partei von einer eurokritischen Neugründung zu einer dominanten politischen Größe 

entwickelt. Besonders in den ostdeutschen Bundesländern ist es ihr gelungen, tief in die 

gesellschaftliche Mitte vorzudringen und traditionelle Parteistrukturen regelrecht 

aufzubrechen. 

Dieser Erfolg lässt sich längst nicht mehr mit einer monokausalen Erklärung abtun. Ein Teil 

der Wähler nutzt die Partei weiterhin als scharfes Instrument des Protests gegen die 

Regierungen in Berlin. Doch für einen wachsenden Teil ist sie zur politischen Heimat 

geworden, verknüpft mit konkreten inhaltlichen Forderungen – sei es eine restriktivere 

Migrationspolitik, die Ablehnung der aktuellen Energiepolitik oder der Wunsch nach einem 

starken Nationalstaat. Die politische Herausforderung für die Demokratie besteht darin, die 

Tragweite dieses Wandels zu begreifen: Eine Partei, die dauerhaft derart große 

Wählergruppen an sich bindet, ist kein temporäres Fieberthermometer der Unzufriedenheit 

mehr. Sie verändert die Statik des gesamten Systems. Gerade im Osten wirkt die Partei als 

Katalysator, an dem sich historische Umbruchserfahrungen, fehlende Parteibindungen und 

handfeste Zukunftsängste entladen. 

https://www.bpb.de/
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5.3 Schwieriger werdende Regierungsbildung Die unmittelbare Auswirkung dieser 

Zersplitterung trifft den Kern der parlamentarischen Demokratie: die Regierungsbildung. Das 

alte, bundesrepublikanische Modell – eine große Volkspartei regiert geräuschlos mit einem 

kleineren Partner – gehört vielerorts der Geschichte an. 

Eine wachsende Zahl relevanter Parteien im Parlament erzwingt komplexere Verhandlungen, 

zähere Kompromisse und historisch ungewohnte, ideologisch breit aufgestellte 

Koalitionsbündnisse. Zwar kann diese Fragmentierung theoretisch die demokratische Vielfalt 

stärken, da mehr Nischeninteressen repräsentiert werden. In der Praxis jedoch verstärkt sie bei 

den Bürgern oft ein fatales Bild: Regierungen wirken schwerfällig, Kompromisse werden bis 

zur Unkenntlichkeit verwässert, und die politische Verantwortung lässt sich kaum noch klar 

zuordnen. 

Genau hier entsteht eine gefährliche Abwärtsspirale. In Zeiten multipler Krisen erwarten 

Bürger vom Staat vor allem eines: Handlungsfähigkeit. Wenn politische Prozesse nur noch als 

langsames, widersprüchliches Gezerre wahrgenommen werden, erodiert das ohnehin 

angeschlagene Vertrauen weiter. Die Kernfrage der kommenden Jahre lautet deshalb nicht, 

wie viele Parteien im Parlament sitzen, sondern ob diese zersplitterten Parlamente noch die 

Kraft aufbringen, wirksame und schnelle Entscheidungen zu treffen. 

5.4 Die gesellschaftliche Polarisierung Dieser politische Stresstest bleibt nicht auf die 

Parlamente beschränkt; er frisst sich tief in die alltäglichen gesellschaftlichen Diskussionen. 

In Debatten um Migration, Klimaschutz oder Identitätspolitik prallen heute nicht mehr nur 

unterschiedliche politische Konzepte aufeinander, sondern völlig unvereinbare 

Wahrnehmungen der Wirklichkeit. 

Während ein Teil der Gesellschaft (oft urban und akademisch geprägt) diese 

Transformationen als notwendige, moralisch gebotene Modernisierung feiert, erlebt ein 

anderer Teil (oft in ländlichen oder industriell geprägten Räumen) exakt dieselben 

Entwicklungen als massiven Kontrollverlust und Bedrohung der eigenen Lebensleistung. 

Diese Perspektiven stehen sich zunehmend unversöhnlich gegenüber. Aus politischen 

Mitbewerbern werden in der Wahrnehmung vieler Bürger feindliche Lager, denen nicht mehr 

nur Inkompetenz, sondern Bösartigkeit unterstellt wird. 

Soziale Netzwerke wirken hier als Brandbeschleuniger: Empörung und Zuspitzung generieren 

Reichweite, während der differenzierte Kompromiss medial durchfällt. Die Folge ist ein 

toxischer Kreislauf: Die Verhärtung der öffentlichen Debatte zerstört das gesellschaftliche 

Grundvertrauen, und ohne dieses Vertrauen werden dringend nötige politische Kompromisse 

in den Parlamenten nahezu unmöglich. 

5.5 Vertrauen in Demokratie und Institutionen An diesem Punkt berührt die politische 

Verschiebung die Systemfrage. Dabei ist eine glasklare Trennung zwingend erforderlich: 

Scharfe Kritik an der Regierung oder Wut über bestimmte Gesetze sind kein Angriff auf die 

Demokratie. Im Gegenteil – der friedliche Machtwechsel und der Protest an der Wahlurne 

sind der Kern des demokratischen Versprechens. 

Kritisch wird es erst, wenn sich die Ablehnung einer bestimmten Politik in eine 

grundsätzliche Verachtung der staatlichen Institutionen (Gerichte, Behörden, Medien, 

Wahlsysteme) verwandelt. Der Deutschland-Monitor und ähnliche Langzeitstudien belegen, 
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dass die fundamentale Zustimmung zur Idee der Demokratie auch im Osten erfreulich hoch 

ist. Was jedoch rapide sinkt, ist das Vertrauen, dass dieser Staat noch im Interesse seiner 

Bürger funktioniert. Vertrauen lässt sich nicht durch Imagekampagnen oder moralische 

Appelle zurückgewinnen. Es entsteht ausschließlich durch erlebte Wirksamkeit: Bürger 

müssen im Alltag spüren, dass staatliche Strukturen funktionieren, dass Regeln durchgesetzt 

werden und dass ihre realen Sorgen bei Entscheidungen spürbar ins Gewicht fallen. 

5.6 Der Osten als politischer Seismograf für Deutschland Es wäre ein historischer Fehler, 

diese Entwicklungen als rein ostdeutsches Kuriosum abzutun. Der Osten ist kein Sonderfall, 

er ist der politische Seismograf der Republik. 

Die Risse, die in Ostdeutschland zuerst und am heftigsten aufbrechen – die schwindende 

Bindungskraft der Volksparteien, die Zersplitterung der Parlamente, die scharfe Polarisierung 

zwischen Stadt und Land sowie das wachsende Misstrauen gegenüber Eliten –, sind längst 

bundesweite Phänomene. Im Osten wirken lediglich historische Faktoren wie die fehlende 

Parteibindung und geringere Vermögenspuffer als Verstärker, die den Wandel rasanter und 

sichtbarer machen. Was in den ostdeutschen Landtagen und Kommunen heute Realität ist, 

zeichnet die Konfliktlinien vor, mit denen in wenigen Jahren das gesamte Land konfrontiert 

sein wird. Der Osten stellt der Republik die unbequemen Zukunftsfragen: Wie viel 

Veränderungsdruck hält ein Sozialstaat aus? Und wie organisiert man Mehrheiten, wenn die 

Mitte der Gesellschaft in sich zerstritten ist? 

5.7 Zwischenbilanz: Was bedeutet diese Entwicklung für die Zukunft? Die politische 

Verschiebung in Deutschland ist kein vorübergehender Proteststurm, der sich von allein 

wieder legt. Sie ist das Resultat tiefer, irreversibler Strömungen: schwindende 

Milieubindungen, massive wirtschaftliche Transformationsängste und das Aufbrechen lange 

ignorierter gesellschaftlicher Konflikte. Die alten politischen Gewissheiten der Bonner und 

frühen Berliner Republik sind unwiederbringlich aufgelöst. 

Das birgt zweifellos Chancen: Politische Debatten sind ehrlicher geworden, Konflikte werden 

offener ausgetragen, und neue Parteien zwingen das System, blinde Flecken zu adressieren. 

Doch die Risiken überwiegen, wenn die Fragmentierung in Handlungsunfähigkeit mündet. 

Die entscheidende Erkenntnis dieses Dossiers lautet daher: Wir müssen aufhören zu fragen, 

ob sich die politische Landschaft verändert. Sie hat sich bereits radikal und dauerhaft 

verändert. Die einzige Frage, die jetzt noch zählt, ist, ob Politik, Institutionen und 

Zivilgesellschaft schnell genug neue Wege finden, um in dieser fragmentierten Realität 

demokratisch, stabil und vor allem lösungsorientiert zu regieren. 

Kapitel 6: Die Zukunft der politischen Landschaft – zwischen Neuordnung 

und Vertrauenskrise 

6.1 Protestbewegung oder dauerhafte politische Neuordnung? Die entscheidende Frage 

nach den tektonischen Beben der vergangenen Jahre lautet nicht mehr, ob sich die politische 

Landschaft verändert. Sie hat sich bereits irreversibel verändert. Die zentrale Frage lautet 

vielmehr: Ist diese Entwicklung nur das Fieber einer vorübergehenden Krise – oder erleben 

wir die dauerhafte Neuordnung des Parteiensystems der Bundesrepublik? 

Historisch betrachtet entstehen große politische Verschiebungen selten durch ein einzelnes 

Ereignis. Sie entladen sich erst, wenn mehrere Faktoren über Jahre hinweg zeitgleich wirken: 
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wirtschaftliche Unsicherheit, ungelöste gesellschaftliche Konflikte, sinkendes Vertrauen und 

das chronische Gefühl großer Bevölkerungsgruppen, von den bisherigen politischen 

Angeboten nicht mehr repräsentiert zu werden. Genau diese toxische Kombination macht die 

aktuelle Entwicklung so fundamental. 

Der Rückgang klassischer Parteibindungen bedeutet dabei keineswegs, dass die Menschen 

politisch apathisch geworden sind. Oft ist das Gegenteil der Fall: Viele Bürger debattieren 

politischer und schärfer denn je – sie setzen ihr Kreuz nur nicht mehr aus reiner Gewohnheit 

dort, wo es ihre Eltern oder ihr soziales Milieu früher taten. Das Parteiensystem wird 

unberechenbarer. 

Der Deutschland-Monitor bringt diese Spannung exakt auf den Punkt: Die abstrakte 

Zustimmung zur Demokratie als Staatsform bleibt bundesweit extrem hoch. Doch die 

Zufriedenheit mit der Verfassungswirklichkeit – also dem tatsächlichen Funktionieren der 

Demokratie im Alltag – ist dramatisch eingebrochen und lag im Osten zuletzt bei nur noch 

rund 39 Prozent. Die Zukunft der Republik hängt also nicht davon ab, ob die Menschen die 

Demokratie ablehnen. Sie hängt einzig davon ab, ob sie noch glauben, dass demokratische 

Institutionen ihre realen Probleme lösen können. 

6.2 Wenn neue politische Kräfte Verantwortung übernehmen Das führt zu einer der 

wichtigsten offenen Fragen der kommenden Jahre: Was passiert, wenn populistische oder 

neue politische Kräfte, die bisher hochkomfortabel aus der Fundamentalopposition heraus 

agiert haben, in die harte Regierungsverantwortung eintreten? 

Für jede Partei gilt am Ende derselbe unerbittliche Maßstab: Langfristigen Erfolg sichert nicht 

die schrillste Kritik am Status quo, sondern die Fähigkeit, funktionierende praktische 

Lösungen zu liefern. Für neue politische Kräfte entstehen in Regierungsverantwortung 

historisch einmalige Chancen: Sie können beweisen, dass ihre Konzepte tragfähig sind, ihre 

oft beschworene Nähe zur Lebensrealität echt ist und sie Vertrauen jenseits des reinen 

Protests rechtfertigen können. 

Gleichzeitig lauert hier das größte Risiko: Wer Verantwortung übernimmt, macht sich die 

Hände schmutzig. Er muss unpopuläre Entscheidungen treffen, Zielkonflikte moderieren und 

Kompromisse schließen. Jedes radikale Versprechen aus der Opposition muss sich plötzlich 

an den unbestechlichen Realitäten von leeren Haushaltskassen, träger Verwaltung und 

internationalem Recht messen lassen. Die entscheidende Bewährungsprobe lautet deshalb: 

Kann aus lautstarkem Protest auch belastbare politische Gestaltung werden? 

6.3 Die Bewährungsprobe der etablierten Parteien Auf der anderen Seite stehen die 

etablierten Parteien vor einer existenziellen Herkulesaufgabe. Es reicht nicht, die neue 

politische Konkurrenz rhetorisch abzuwerten. Sie müssen schonungslos analysieren, warum 

Millionen Menschen das Vertrauen in ihre Antworten verloren haben. 

Dabei geht es nicht um verpatzte Wahlkämpfe, sondern um die schmerzhaften 

Grundsatzfragen: Wurden handfeste wirtschaftliche Sorgen im ländlichen Raum lange 

zugunsten großstädtischer Debatten ignoriert? Wurden politische Notwendigkeiten nicht mehr 

empathisch erklärt, sondern moralisierend belehrt? Die Bundeszentrale für politische Bildung 

(bpb) weist immer wieder darauf hin, dass die gefühlte Distanz zu politischen Institutionen im 

Osten tief verwurzelt bleibt. Die Etablierten können dieses Vertrauen nicht mit neuen 

https://www.google.com/search?q=https://www.deutschland-monitor-studie.de/
https://www.bpb.de/
https://www.bpb.de/
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Plakatkampagnen zurückkaufen. Sie müssen durch fehlerfreies Handwerk beweisen, dass ihre 

Politik das Leben der Bürger konkret und spürbar verbessert. 

6.4 Der Staat als entscheidender Faktor Am Ende des Tages entscheidet sich politische 

Stabilität ohnehin nicht in den Wahlprogrammen der Parteien, sondern an der 

Leistungsfähigkeit des Staates. Ein funktionierender Staat beweist sich nicht in 

Regierungserklärungen, sondern auf dem Bürgeramt, auf der Schiene und im Krankenhaus. 

Wenn Behörden digital und erreichbar sind, die medizinische Versorgung auf dem Land 

gesichert ist, die Infrastruktur nicht verfällt und Regeln konsequent durchgesetzt werden, 

wächst der gesellschaftliche Kitt. Erleben Bürger hingegen monatelange Wartezeiten, marode 

Brücken und einen Staat, der bei Krisen (wie der Unterbringung von Geflüchteten) 

überfordert wirkt, schlägt Frust in Zynismus um. Die exzellente Studie „Zukunft und 

Vertrauen: Was der Zusammenhalt braucht“ von More in Common belegt genau das: Wir 

leiden an einem massiven „Zukunftsdefizit“. Das Vertrauen in die staatliche 

Handlungsfähigkeit ist die absolute Grundvoraussetzung, um die Gesellschaft in Zeiten des 

Wandels zusammenzuhalten. 

6.5 Drei mögliche Zukunftsszenarien Die weitere Entwicklung der Republik ist nicht in 

Stein gemeißelt. Im Kern zeichnen sich drei mögliche Wege ab: 

Szenario 1: Politische Erneuerung. Die Krise wirkt als Weckruf. Politik und Institutionen 

reformieren sich, werden nahbarer und liefern sichtbare Problemlösungen, die auch den 

ländlichen Raum wieder mitnehmen. Die neue politische Konkurrenz zwingt die Etablierten 

zu besseren Argumenten und klarerer Kante – die Demokratie geht am Ende gestärkt und 

wehrhafter aus der Zerreißprobe hervor. 

Szenario 2: Dauerhafte Fragmentierung. Die Parteienlandschaft zersplittert dauerhaft nach 

niederländischem Vorbild. Stabile Zweierbündnisse verschwinden, Regierungen bestehen aus 

immer komplizierteren, ideologisch überdehnten Koalitionen. Die demokratische Vielfalt ist 

zwar abgebildet, aber die politische Entscheidungsfindung wird so quälend langsam und 

kompromissbeladen, dass das Frustrationspotenzial in der Bevölkerung chronisch hoch bleibt. 

Szenario 3: Toxische Polarisierung. Die gesellschaftlichen Konflikte verschärfen sich 

weiter. Politische Lager betrachten einander nicht mehr als legitime Mitbewerber, sondern als 

Feinde, denen man das Recht auf politische Gestaltung abspricht. Wenn sich diese 

Unversöhnlichkeit verfestigt, blockiert sich das Land selbst und der gemeinsame 

demokratische Grundkonsens droht zu zerreißen. 

6.6 Der Osten als Testfall für Deutschland Bleibt die Frage: Ist Ostdeutschland nun ein 

Sonderfall oder die Blaupause für die gesamte Republik? Die Antwort lautet: Beides. 

Der Osten besitzt zweifellos eine einzigartige historische DNA: die Erfahrung des kompletten 

Systemumbruchs nach 1990, massive Deindustrialisierung und das Fehlen jahrzehntelanger, 

vererbter Parteibindungen. Doch die Konflikte, die auf diesem Nährboden gedeihen – der 

Vertrauensverlust in Eliten, die harte Polarisierung bei Themen wie Migration und 

Klimaschutz, die Abstiegsängste der Mittelschicht –, machen vor der ehemaligen 

innerdeutschen Grenze längst keinen Halt mehr. Der Osten fungiert als seismografischer 

https://www.moreincommon.de/
https://www.moreincommon.de/
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Testfall: Hier brechen die Konflikte lediglich früher, ungefilterter und lauter auf. Es ist der 

Stresstest für Fragen, die ganz Deutschland beantworten muss. 

6.7 Schlussbilanz: Was entscheidet über die Zukunft? Die politische Statik Deutschlands 

wird nicht durch einen einzelnen Wahltag gerettet oder zerstört. Sie entscheidet sich an der 

schlichten Frage, ob die Demokratie ihr zentrales Versprechen noch einlösen kann: Reale 

Probleme zu erkennen, harte Konflikte fair auszutragen und funktionierende Lösungen 

hervorzubringen. 

Die Geschichte der Bundesrepublik zeigt: Menschen sind zu enormen Veränderungen und 

auch zu Verzicht bereit – aber nur, wenn sie Vertrauen in den Steuermann haben. Sie 

akzeptieren schwierige Reformen, wenn diese auf Augenhöhe erklärt werden und die Lasten 

gerecht verteilt sind. Die politische Zukunft entscheidet sich demnach nicht an der Frage, ob 

Partei A oder Partei B ein paar Prozentpunkte gewinnt. Sie entscheidet sich daran, ob es dem 

demokratischen System gelingt, den Bürgern wieder das unerschütterliche Gefühl zu geben: 

„Eure Stimme zählt, und dieser Staat vergisst euch nicht.“ Denn genau dort, an der 

Schnittstelle von Respekt und Handlungsfähigkeit, entscheidet sich das Schicksal der 

deutschen Demokratie. 
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